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Verordnung
iiber die Ausbildung und Priifung
fiir Rettungssanititerinnen und Rettungssanititer
(APVO-RettSan)

Vom 17. Dezember 2013

Aufgrund des § 30 Nr. 1 des Niedersdchsischen Rettungs-
dienstgesetzes in der Fassung vom 2. Oktober 2007 (Nds. GVBI.
S. 473), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 7. De-
zember 2012 (Nds. GVBL. S. 548), wird verordnet:

Inhaltstibersicht

§1  Regelungsbereich, Ausbildungsbehorde, Ausbildungsziel
§2  Dauer und Gliederung der Ausbildung

§3  Theoretische Ausbildung
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Anlage 1 (zu § 3 Abs. 1 Satz 3):

Anlage 2 (zu § 4 Abs. 1 Sétze 1 und 5
und Abs. 2 Satz 4):

Anlage 3 (zu § 5 Abs. 1 Satz 1
und Abs. 3 Satz 4):
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Voraussetzungen fiir die staat-
liche Anerkennung von Aus-
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Anlage 9 (zu § 20 Abs. 1 Satz 1):

§1
Regelungsbereich, Ausbildungsbehorde, Ausbildungsziel

(1) 'Diese Verordnung regelt die Ausbildung und die Prii-
fung fir Rettungssanitédterinnen und Rettungssanitéiter (§§ 1
bis 21) und die Ausbildungen, die einer Ausbildung im Inland
nach dieser Verordnung gleichwertig sind (§ 22). *Die Ausbil-
dung findet unter der Aufsicht des fiir den Rettungsdienst zu-
stindigen Ministeriums (Ausbildungsbehérde) statt. *Die Aus-
bildungsbehorde trifft alle Entscheidungen, soweit in dieser
Verordnung nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Ausbildung soll dazu befdhigen, beim Krankentrans-
port Patientinnen und Patienten selbstédndig zu betreuen so-
wie bei der Notfallrettung Fahrer- und Helferfunktionen aus-
zutliben.

§2
Dauer und Gliederung der Ausbildung

(1) 'Die Ausbildung umfasst mindestens 520 Ausbildungs-
einheiten in Form von Unterrichtseinheiten und Praktikums-
stunden. Sie gliedert sich in die Ausbildungsabschnitte

1. theoretische Ausbildung,

2. Klinikpraktikum,

3. Rettungswachenpraktikum und
4. Abschlusslehrgang.

%Sie endet mit einer staatlichen Abschlusspriifung im Anschluss
an den Abschlusslehrgang.

(2) Die Ausbildung soll innerhalb von zwei Jahren, von Aus-
zubildenden, die zusitzlich einen Beruf ausiiben, innerhalb
von drei Jahren abgeschlossen werden.

§3
Theoretische Ausbildung

(1) 'Die theoretische Ausbildung findet an einer staatlich
anerkannten Ausbildungsstétte fiir Rettungssanitaterinnen und
Rettungssanititer (§ 7) statt. *Sie umfasst mindestens 160 Un-
terrichtseinheiten, je Tag hochstens zehn, zu je 45 Minuten;
sie ist abgeleistet, wenn nicht mehr als zehn Prozent der Un-
terrichtseinheiten versiumt wurden. *Die Ausbildungsziele
der theoretischen Ausbildung und die Verteilung der Unter-
richtseinheiten auf diese Ausbildungsziele ergeben sich aus
der Anlage 1. *Einzelheiten zu den Ausbildungszielen und die
Handlungskompetenzen, die erworben werden sollen, macht
die Ausbildungsbehoérde offentlich bekannt.

(2) '"Wihrend der theoretischen Ausbildung sollen mindes-
tens drei mindliche, schriftliche oder praktische Leistungs-
kontrollen stattfinden. Am Ende der theoretischen Ausbildung
finden eine schriftliche und eine praktische Leistungskontrolle
statt. °Die Ergebnisse der Leistungskontrollen sind fiir die Fort-
setzung der Ausbildung unerheblich.

(3) Die theoretische Ausbildung soll innerhalb von zwolf
Monaten abgeschlossen sein.

§4
Klinikpraktikum

(1) 'Die praktische Ausbildung an der Klinik (Klinikprakti-
kum) findet an hochstens zwei Ausbildungseinrichtungen
statt, die die Anforderungen der Anlage 2 erfiillen. *Es umfasst
mindestens 160 Praktikumsstunden zu je 60 Minuten. *Ohne
Unterbrechung durch eine angemessene Ruhephase diirfen
hochstens zwolf Praktikumsstunden in Folge berticksichtigt
werden. *Das Klinikpraktikum ist in hochstens zwei Blocken
mit mindestens je 80 Praktikumsstunden abzuleisten; die
Ausbildungsbehorde kann im Einzelfall Ausnahmen zulas-
sen. °Die Verteilung der Praktikumsstunden im Einzelnen er-
gibt sich aus Anlage 2. °Das Klinikpraktikum ist abgeleistet,
wenn nicht mehr als zehn Prozent der Praktikumsstunden
versdumt wurden.

(2) 'Im Klinikpraktikum wird das in der theoretischen Aus-
bildung erworbene Wissen in der Praxis angewendet. *Unter
Anleitung und Aufsicht von Arztinnen und Arzten und von
Fachpflegepersonal werden die fir die Tétigkeit von Rettungs-
sanitdterinnen und Rettungssanititern relevanten Verfahren
und Mafinahmen zur Beurteilung, Uberpriifung, Uberwachung,
Betreuung und Versorgung von Patientinnen und Patienten
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getibt. *Das Ausbildungsziel ist erreicht, wenn diese Verfah-
ren und Mafinahmen sicher beherrscht werden. *Die Ausbil-
dungsziele fir das Klinikpraktikum ergeben sich aus der
Anlage 2.°§ 3 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend.

§5
Rettungswachenpraktikum

(1) 'Die praktische Ausbildung an der Rettungswache (Ret-
tungswachenpraktikum) findet an einer Ausbildungseinrich-
tung statt, die die Anforderungen der Anlage 3 erfiillt. *Es um-
fasst mindestens 160 Praktikumsstunden zu je 60 Minuten.
*Ohne Unterbrechung durch eine angemessene Ruhephase
diirfen hochstens 12 Praktikumsstunden in Folge berticksich-
tigt werden. *Das Rettungswachenpraktikum ist abgeleistet,
wenn nicht mehr als zehn Prozent der Praktikumsstunden
versiumt wurden. *Das Rettungswachenpraktikum soll inner-
halb von neun Monaten abgeschlossen sein.

(2) 'Der praktische Einsatz der Auszubildenden im Rettungs-
wachenpraktikum soll in einem ausgewogenen Verhiltnis
zwischen Notfallrettung und Krankentransport erfolgen. *Die
oder der Auszubildende muss an mindestens 20 Einsétzen in
der Notfallrettung mitwirken. *Je Rettungs- oder Kranken-
transportwagen darf in einer Schicht nur eine Auszubildende
oder ein Auszubildender eingesetzt werden.

(3) 'Im Rettungswachenpraktikum werden die in der theo-
retischen Ausbildung und im Klinikpraktikum erworbenen
Kenntnisse und Fertigkeiten unter Anleitung und Aufsicht von
Lehrrettungsassistentinnen, Lehrrettungsassistenten, Notérz-
tinnen und Notérzten umgesetzt und vertieft. ?Dabei stehen
die fiir den Tétigkeitsbereich von Rettungssanititerinnen und
Rettungssanititern relevanten Verfahren und Mafinahmen
zur Beurteilung, Uberpriifung, Uberwachung, Betreuung, Ver-
sorgung und zum Transport von Patientinnen und Patienten
im Vordergrund. *Das Ausbildungsziel ist erreicht, wenn die
in den Tétigkeitsbereich von Rettungssanitédterinnen und Ret-
tungssanitiatern fallenden Aufgaben der Patientenbetreuung
und -versorgung sicher beherrscht werden. *Die Ausbildungs-
ziele fur das Rettungswachenpraktikum ergeben sich aus der
Anlage 3. °§ 3 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend.

§6
Abschlusslehrgang

"Der Abschlusslehrgang wird an einer staatlich anerkann-
ten Ausbildungsstitte fiir Rettungssanitdterinnen und Ret-
tungssanitéter in Form von Blockunterricht durchgefiihrt. *Es
sind mindestens 40 Unterrichtseinheiten zu je 45 Minuten ab-
zuleisten. *Der Abschlusslehrgang ist abgeleistet, wenn nicht
mehr als zehn Prozent der Unterrichtseinheiten versdumt
wurden. ‘Der Abschlusslehrgang dient der Vorbereitung auf
die staatliche Abschlusspriifung.

§7
Ausbildungsstéitten

(1) 'Ausbildungsstitten fiir Rettungssanititerinnen und Ret-
tungssanitdter werden durch die Ausbildungsbehérde staat-
lich anerkannt, wenn die Voraussetzungen nach der Anlage 4
erfiillt sind. *Die Anerkennung soll widerrufen werden, wenn
die Anerkennungsvoraussetzungen nicht mehr erfiillt sind;
§49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes bleibt unberiihrt.
$Staatlich anerkannte Schulen fiir Rettungsassistenten im Sinne
des § 4 des Rettungsassistentengesetzes gelten als staatlich an-
erkannte Ausbildungsstétten fiir Rettungssanitdterinnen und
Rettungssanitéter.

(2) Nach der Verordnung iiber die Ausbildung und Priifung
fiir Rettungssanitéterinnen und Rettungssanitéter vom 7. De-
zember 1993 (Nds. GVBL. S. 591), gedndert durch Verordnung
vom 10. Dezember 2004 (Nds. GVBI. S. 586), anerkannte Aus-
bildungsstdtten gelten als staatlich anerkannte Ausbildungs-
stitten im Sinne dieser Verordnung.

(3) "Der Lehrplan der Ausbildungsstitte und dessen Ande-
rung bediirfen der Bestitigung durch die Ausbildungsbehorde.
“Aus dem Lehrplan miissen die zu unterrichtenden Themen
und die jeweiligen Zeitansitze hervorgehen.

(4) Die Ausbildungsstitte unterstiitzt die Auszubildenden
bei der Auswahl der Ausbildungseinrichtungen fiir die Praktika.

(5) Die Ausbildungsstétte hat dafiir zu sorgen, dass sich ihre
Lehrkrifte jahrlich padagogisch und fachlich fortbilden.

§8

Anerkennung von Ausbildungsabschnitten

(1) Abschnitte der Ausbildung fiir Rettungssanitédterinnen
und Rettungssanititer, die nach dem Recht eines anderen
Bundeslandes abgeleistet worden sind und einem Ausbil-
dungsabschnitt nach den §§ 3 bis 5 gleichwertig sind, werden
als Ausbildungsabschnitte nach dieser Verordnung auf Antrag
anerkannt.

(2) Eine andere Ausbildung oder ein Abschnitt einer ande-
ren Ausbildung, die oder der einem Ausbildungsabschnitt
nach den §§ 3 bis 5 gleichwertig ist, kann als Ausbildungsab-
schnitt nach dieser Verordnung oder als Teil davon anerkannt
werden.

§9
Zugang zur Ausbildung

(1) Die Ausbildung kann nur beginnen, wer
1. das 17. Lebensjahr vollendet hat,

2. den Hauptschulabschluss, eine gleichwertige Schulbildung
oder eine abgeschlossene Berufsausbildung hat,

3. korperlich und gesundheitlich fiir die Tétigkeit als Rettungs-
sanitdterin oder Rettungssanititer geeignet ist,

4. die fir die Tatigkeit als Rettungssanitdterin oder Rettungs-
sanitéter erforderliche Zuverlassigkeit besitzt,

5. an einer Erste-Hilfe-Ausbildung im Umfang von zwolf
Zeitstunden teilgenommen hat, die nicht langer als zwei
Jahre zurickliegt, und

6. Uber die erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache
verfugt.

(2) Zum Nachweis der Voraussetzungen nach Absatz 1 sind
der Ausbildungsstitte vorzulegen:

1. eine Kopie eines amtlichen Ausweises,

2. eine Kopie des Zeugnisses tiber den Abschluss der Schul-
oder Berufsausbildung,

3. eine drztliche Bescheinigung iiber die korperliche und ge-
sundheitliche Eignung nach dem Muster der Anlage 5, die
nicht ilter als drei Monate ist,

4. eine Erkldrung tber strafrechtliche Verfahren nach dem
Muster der Anlage 6,

5. ein Fiithrungszeugnis nach § 30 des Bundeszentralregister-
gesetzes, das nicht alter als drei Monate ist, und

6. ein Nachweis iiber die Teilnahme an der Erste-Hilfe-Aus-
bildung.

(3) Die Ausbildungsstitte priift, ob die Voraussetzungen
nach Absatz 1 vorliegen.

(4) Mit dem Klinikpraktikum und mit dem Rettungswa-
chenpraktikum kann nur beginnen, wer das 18. Lebensjahr
vollendet und die theoretische Ausbildung abgeleistet hat.

(5) An dem Abschlusslehrgang kann nur teilnehmen, wer
das Klinikpraktikum und das Rettungswachenpraktikum ab-
geleistet hat.
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§10

Ausbildungsdokumentation

(1) 'Die oder der Auszubildende hat ein Ausbildungsnach-
weisheft nach dem Muster der Anlage 7 zu fiihren. *Die Aus-
zubildenden haben dafiir zu sorgen, dass die nach dem Mus-
ter erforderlichen Eintragungen gemacht werden. *Beziiglich
des Abschlusslehrgangs hat die Ausbildungsstétte daftir zu
sorgen, dass die Eintragungen innerhalb eines Monats nach
Abschluss des Priifungsdurchgangs gemacht werden.

(2) Im Rettungswachenpraktikum sind mindestens fiinf
Einsatzberichte zu verfassen; dabei sind Angaben, die Riick-
schliisse auf die Patientin oder den Patienten zulassen, zu un-
terlassen.

§11
Staatliche Abschlusspriifung

(1) 'Die staatliche Abschlusspriifung wird vor einer Priifungs-
kommission (§ 13) abgelegt. *Sie besteht aus einem schrift-
lichen, einem fachpraktischen und einem miindlichen Teil.
®Die Priiflinge haben in allen Priifungsteilen nachzuweisen,
dass sie die fachliche Eignung fiir die Tétigkeit als Rettungs-
sanitdterin oder Rettungssanititer besitzen.

(2) Die Ausbildungsstitte bereitet die staatliche Abschluss-
prufung fiir die Auszubildenden, die bei ihr den Abschluss-
lehrgang abgeleistet haben, organisatorisch vor; sie trifft ins-
besondere die erforderlichen Terminabsprachen und ladt die
Priflinge schriftlich zu den Prifungsterminen.

§12
Landespriifungsausschuss

(1) 'Die Ausbildungsbehorde bildet einen Landespriifungs-
ausschuss. *Aus den Mitgliedern des Landespriifungsaus-
schusses werden die Priiffungskommissionen fiir die staatliche
Abschlusspriifung gebildet.

(2) Die Ausbildungsbehorde bestellt fiir die Dauer von fiinf
Jahren widerruflich als Mitglieder des Landespriifungsaus-
schusses

1. Arztinnen oder Arzte, die im éffentlichen Dienst titig sind
oder mindestens finf Jahre lang tédtig waren,

2. Arztinnen oder Arzte, die zum Fiihren einer Zusatzbe-
zeichnung ,Rettungsmedizin“ oder ,Notfallmedizin“ be-
rechtigt sind oder den Fachkundenachweis fiir den
Rettungsdienst besitzen,

3. Lehr-Rettungsassistentinnen oder Lehr-Rettungsassisten-
ten, die an einer Rettungswache ausbilden, und

4. Lehr-Rettungsassistentinnen oder Lehr-Rettungsassisten-
ten, die an einer Ausbildungsstitte ausbilden.

§13

Priifungskommission

(1) 'Die Ausbildungsbehorde bildet jeweils fiir eine Gruppe
von Priflingen einer Ausbildungsstitte eine Priifungskom-
mission. *Der Priifungskommission muss aus jeder Gruppe
nach § 12 Abs. 2 Nrn. 1 bis 4 eine Person angehéren. *Die
Ausbildungsstatte schldgt der Ausbildungsbehorde die Mit-
glieder der Priifungskommission vor.

(2) Steht fiir die Bildung einer Priifungskommission eine
Priiferin oder ein Priifer nach § 12 Abs. 2 Nr. 1 nicht zur Ver-
fiigung, so kann in der folgenden Rangfolge auch eingesetzt
werden:

1. eine Arztin oder ein Arzt,

2. eine Person, die ein Studium der Medizinpaddagogik an ei-
ner Universitit oder ein vergleichbares Studium erfolg-
reich abgeschlossen hat,

3. eine Person, die
a) eine Ausbildungsstitte (§ 7) leitet,

b) zum Fiithren der Berufsbezeichnung ,Rettungsassisten-
tin“ oder ,Rettungsassistent” berechtigt ist,

c) tber mehrjahrige Leitungserfahrung an einer Ausbil-
dungsstatte (§ 7) verfiigt und

d) eine berufspddagogische Fort- oder Weiterbildung im
Rettungsdienst oder ein Hochschulstudium erfolgreich
abgeschlossen hat,

4. eine an einer Ausbildungsstatte (§ 7) tatige Lehrkraft, die

a) zum Fihren der Berufsbezeichnung ,Rettungsassisten-
tin“ oder ,Rettungsassistent” berechtigt ist,

b) iiber mehrjahrige Unterrichtserfahrung an einer Aus-
bildungsstatte (§ 7) verfiigt und

c) ein Hochschulstudium erfolgreich abgeschlossen hat.

(3) Das Mitglied nach § 12 Abs. 2 Nr. 1 oder nach Absatz 2
fihrt den Vorsitz.

(4) Die oder der Vorsitzende der Priifungskommission trifft
alle Entscheidungen und sonstigen Mafinahmen, die die Ab-
schlusspriifung betreffen, soweit in dieser Verordnung nichts
Abweichendes bestimmt ist.

(5) Die Mitglieder der Priifungskommission sind in der Be-
wertung von Priifungsleistungen unabhédngig und nicht an
Weisungen gebunden.

§14

Zulassung zur Abschlusspriifung

(1) Zur Abschlusspriifung wird auf Antrag zugelassen, wer

1. ein vollstandig ausgefiilltes Ausbildungsnachweisheft vor-
gelegt hat,

2. die Ausbildungsabschnitte nach den §§ 3 bis 5 abgeleistet
oder entsprechende Nachweise tiber Anerkennungen nach
§ 8 vorgelegt hat,

3. eine Erkldrung nach dem Muster der Anlage 8 vorgelegt
hat,

4. eine erneute Erkldrung nach dem Muster der Anlage 6 vor-
gelegt hat und

5. weiterhin die fiir die Tétigkeit als Rettungssanitéterin oder
Rettungssanitéter erforderliche Zuverldssigkeit besitzt.

(2) "Der Antrag auf Zulassung zur Abschlusspriifung ist bei
der Ausbildungsstitte einzureichen. Er soll nach Abschluss des
Rettungswachenpraktikums eingereicht werden. °Die Ausbil-
dungsstitte leitet den Antrag mit einer Stellungnahme an die
Vorsitzende oder den Vorsitzenden der fiir den Prifling zu-
standigen Priifungskommission weiter. *Liegen noch nicht
alle Zulassungsvoraussetzungen vor, so kann die Zulassung
mit der aufschiebenden Bedingung erfolgen, dass die fehlen-
den Voraussetzungen spéitestens unmittelbar vor der Ab-
schlusspriifung vorliegen.

§15
Durchfithrung der Abschlusspriifung

(1) "Im schriftlichen Teil der Abschlusspriifung sind unter
Aufsicht Priifungsfragen zu beantworten. *Die Bearbeitungs-
dauer betrdgt 120 Minuten. *Hochstens 50 Prozent der Prii-
fungsfragen diirfen Multiple-Choice-Fragen sein. *Auf Auffor-
derung der Ausbildungsbehorde erstellen die Ausbildungs-
stdtten Vorschlédge fiir Priifungsfragen und Losungshinweise;
die Ausbildungsbehorde wihlt fiir die Priifungsfragen aus den
Vorschldgen aus.

(2) "Der fachpraktische Teil der Abschlusspriifung besteht
aus drei Abschnitten:

1. Herz-Lungen-Wiederbelebung einer oder eines Erwachse-
nen mit Einsatz eines automatisierten externen Defibrilla-
tors im Zwei-Helfer-Verfahren,
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2. Herz-Lungen-Wiederbelebung eines Sauglings,

3. Fallbeispiel aus dem Bereich der Notfallrettung oder des
qualifizierten Krankentransports mit moglichst realistischer
Darstellung, das von zwei Priiflingen in hochstens 15 Mi-
nuten gemeinsam bearbeitet wird.

*Auf Verlangen eines Mitglieds der Priifungskommission
wechselt wiahrend der Bearbeitung des Fallbeispiels die Team-
fihrung.

(3) "Der miindliche Teil der Abschlusspriifung findet als
Einzelpriifung oder als Gruppenpriifung mit héchstens drei
Priiflingen statt. *Auf jeden Priifling soll eine Priifungszeit von
etwa 15 Minuten entfallen.

(4) 'Fiir jeden Priifling fertigt ein von der oder dem Vorsit-
zenden bestimmtes Mitglied der Priifungskommission eine
Niederschrift, aus der zu jedem Priifling zum fachpraktischen
und zum miindlichen Teil die Mitglieder der Priifungskom-
mission, die Priifungsgegenstidnde, der Ablauf der Prifung,
die Bewertungen der Priifungsleistungen und besondere Vor-
kommnisse hervorgehen. *Die Niederschrift ist von den Mit-
gliedern der Priafungskommission zu unterzeichnen.’Sie ist
zu der Ausbildungs- und Priifungsakte des Priiflings bei der
Ausbildungsstitte zu nehmen.

(5) 'Die Abschlusspriifung ist nicht 6ffentlich. *Eine Vertre-
terin oder ein Vertreter der Ausbildungsbehorde darf bei dem
fachpraktischen und bei dem miindlichen Teil zuhéren. *Die
oder der Vorsitzende der Priifungskommission kann dariiber
hinaus Personen, die ein dienstliches Interesse an der Anwe-
senheit haben oder sich in der Ausbildung nach dieser Ver-
ordnung befinden, das Zuhoren bei dem fachpraktischen und
bei dem miindlichen Teil der Priifung gestatten, wenn kein
Priifling widerspricht.

§16

Bewertung der Priifungsleistungen
und Bestehen der Abschlusspriifung

(1) Die Priifungsleistungen sind mit folgenden Noten zu be-
werten:

sehr gut (1) eine den Anforderungen in besonderem
Maf entsprechende Leistung,

bei Aufsichtsarbeiten Erreichen von 100
bis 92 Prozent der moglichen Gesamt-

punktzahl;

gut (2) eine den Anforderungen voll entsprechende
Leistung,
bei Aufsichtsarbeiten Erreichen von weniger
als 92 bis 81 Prozent der maglichen Ge-
samtpunktzahl;

befriedigend (3) eine den Anforderungen im Allgemeinen
entsprechende Leistung,

bei Aufsichtsarbeiten Erreichen von weniger
als 81 bis 67 Prozent der moglichen Ge-

samtpunktzahl;

ausreichend (4) eine Leistung, die zwar Mangel aufweist,
aber im Ganzen den Anforderungen noch
entspricht,

bei Aufsichtsarbeiten Erreichen von weni-
ger als 67 bis 50 Prozent der moglichen Ge-

samtpunktzahl;

mangelhaft (5) eine den Anforderungen nicht entspre-
chende Leistung, die jedoch erkennen
lasst, dass die notwendigen Grundkennt-
nisse vorhanden sind und die Méngel in
absehbarer Zeit behoben werden kénnten,
bei Aufsichtsarbeiten Erreichen von weni-
ger als 50 bis 30 Prozent der moglichen Ge-

samtpunktzahl;

eine den Anforderungen nicht entspre-
chende Leistung, bei der selbst die Grund-
kenntnisse so liickenhaft sind, dass die

ungentigend (6)

Mingel auch in absehbarer Zeit nicht be-
hoben werden konnten,

bei Aufsichtsarbeiten Erreichen von weni-
ger als 30 Prozent der moglichen Gesamt-
punktzahl.

(3) 'Bei Multiple-Choice-Fragen ist nur eine Antwort richtig.
Fiir eine richtig beantwortete Multiple-Choice-Frage gibt es
einen Punkt. *Ist zu einer Multiple-Choice-Frage keine Ant-
wort, eine falsche Antwort oder mehr als eine Antwort ge-
kennzeichnet, so gibt es dafiir keinen Punkt. °Fiir eine richtig
beantwortete offene Frage gibt es zwei Punkte. °Fiir eine teil-
weise richtig beantwortete offene Frage gibt es 0,5, 1,0 oder
1,5 Punkte.

(4) 'Die Prifungsleistungen werden

1. im schriftlichen Teil durch zwei von der oder dem Vorsit-
zenden der Priffungskommission bestimmten Mitgliedern
der Prifungskommission,

2. im fachpraktischen Teil je Abschnitt durch jedes Mitglied
der Prafungskommission und

3. im miindlichen Teil durch jedes Mitglied der Priifungs-
kommission

bewertet. *Fr jeden Teil der Abschlussprifung wird eine Prii-
fungsnote ermittelt. *Im schriftlichen und im miindlichen Teil
ergibt sie sich aus dem Mittelwert der jeweiligen Bewertun-
gen. ‘Im fachpraktischen Teil ergibt sie sich aus dem Mittel-
wert der Mittelwerte der Bewertungen in jedem Abschnitt.
*Mittelwerte sind auf eine Dezimalstelle ohne Rundung zu be-
rechnen. °Sie sind den Noten wie folgt zugeordnet:

1,0 bis 1,4
1,5 bis 2,4 gut,

sehr gut,

2,5 bis 3,4 befriedigend,
3,5 bis 4,4 ausreichend,
4,5 bis 5,4 mangelhaft,

5,5 bis 6,0 ungeniigend.

(5) 'Die Abschlusspriifung ist bestanden, wenn jeder Prii-
fungsteil bestanden ist. *Der schriftliche Teil und der miind-
liche Teil sind jeweils bestanden, wenn der Mittelwert der Be-
wertungen 4,4 oder besser ist. *Der fachpraktische Teil ist be-
standen, wenn in jedem Abschnitt der Mittelwert der Bewer-
tungen 4,4 oder besser ist.

(6) 'Die Gesamtnote der bestandenen Abschlusspriifung er-
gibt sich aus dem Mittelwert der Mittelwerte nach Absatz 4
Sétze 3 und 4. *Der Mittelwert wird auf die erste Dezimalstelle
berechnet. *Lautet die zweite Dezimalstelle 0, 1, 2, 3 oder 4, so
wird abgerundet; lautet sie 5, 6, 7, 8 oder 9, so wird aufgerun-
det. *Absatz 4 Satz 6 ist entsprechend anzuwenden.

§17

Verhinderung, Versdaumnis

(1) 'Ist der Priifling zum Priifungstermin geladen, aber
durch Krankheit oder einen sonstigen von ihm nicht zu ver-
tretenden Grund an der Ablegung der Priifung oder der Er-
bringung einer Priifungsleistung gehindert, so hat er dies der
oder dem Vorsitzenden der Prifungskommission unverziig-
lich mitzuteilen. *Die oder der Vorsitzende der Priifungskom-
mission kann Nachweise, bei Krankheit die Vorlage eines
arztlichen Zeugnisses, verlangen. *Sie oder er stellt fest, ob
eine vom Prufling nicht zu vertretende Verhinderung vorliegt.
*Liegt eine vom Priifling nicht zu vertretende Verhinderung
vor, so gilt eine nicht abgeschlossene Prifungsleistung als
nicht unternommen.

(2) Erbringt der Prifling eine Priifungsleistung ohne Vorlie-
gen eines Grundes nach Absatz 1 nicht, so gilt die Priifungsleis-
tung als mit der Note ,,ungentigend (6)* bewertet.
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§18

Tduschung, ordnungswidriges Verhalten

(1) "Versucht der Priifling das Ergebnis der Abschlussprii-
fung durch Tduschung zu beeinflussen oder verstoft er erheb-
lich gegen die Ordnung, so wird der betroffene Prifungsteil in
der Regel mit ,ungeniigend (6)“ bewertet. *In leichten Féllen
kann die Wiederholung des Prifungsteils aufgegeben oder
von MaBnahmen abgesehen werden. *Uber das Vorliegen und
die Folgen eines Tauschungsversuchs oder eines erheblichen
Ordnungsverstof8es entscheidet die oder der Vorsitzende der
Prifungskommission.

(2) Wird der Ausbildungsbehorde eine Tduschung erst nach
der Aushdndigung des Zeugnisses tiber die Abschlusspriifung
bekannt, so kann sie innerhalb eines Jahres ab dem Tag der
Ausstellung des Zeugnisses bestimmen, dass der betroffene
Prifungsteil mit ,ungeniigend (6)“ bewertet und die Priifung
nicht bestanden ist.

(8) Vor einer Entscheidung nach Absatz 1 oder 2 ist der oder
dem Betroffenen Gelegenheit zur Aulerung zu geben.

§19

Priifungswiederholung

(1) Jeder nicht bestandene Priifungsteil kann einmal wie-
derholt werden. *Die Zulassung zur Wiederholungspriifung
ist bei einer Ausbildungsstitte innerhalb eines Jahres nach
dem letzten Priifungstag zu beantragen. *Die Ausbildungsstitte
leitet den Antrag mit einer Stellungnahme an die Vorsitzende
oder den Vorsitzenden der Priifungskommission weiter, die
die Wiederholungspriifung abnimmt. *Zur Wiederholung des
schriftlichen oder des miindlichen Teils wird nur zugelassen,
wer den Abschlusslehrgang wiederholt hat. *Zur Wiederho-
lung des fachpraktischen Teils wird nur zugelassen, wer ein
Praktikum von mindestens zwei Wochen mit insgesamt min-
destens 80 Praktikumsstunden zu je 60 Minuten an einer Aus-
bildungseinrichtung, die die Anforderungen der Anlage 3
erfullt, abgeleistet und den Abschlusslehrgang wiederholt hat.

(2) Wer eine Wiederholungspriifung nicht bestanden hat,
kann nach einer wiederholten Ausbildung erneut zur Ab-
schlusspriifung zugelassen werden; eine Anrechnung abge-
leisteter Ausbildungsabschnitte ist hierbei ausgeschlossen.

§20
Zeugnis, Bescheid tiber das Nichtbestehen

(1) *Wer die Abschlusspriifung bestanden hat, erhilt ein
Zeugnis nach dem Muster der Anlage 9. “Die Ausbildungsstitte
erhélt zwei Kopien, eine fir die Ausbildungs- und Prifungs-
akte und eine fiir die Ausbildungsbehorde.

(2) "Wer die Abschlusspriifung nicht bestanden hat, erhélt
einen schriftlichen Bescheid der Ausbildungsbehorde, in dem
die Noten fur die Prifungsteile und fir die einzelnen Ab-
schnitte der fachpraktischen Priifung angegeben sind. *Die
Ausbildungsstitte erhilt eine Kopie fir die Ausbildungs- und
Prifungsakte.

(3) Die Ausbildungsstitte teilt der Ausbildungsbehérde in-
nerhalb eines Monats nach Abschluss des Prifungsdurch-
gangs mit, wie viele Priiflinge daran teilgenommen haben und
fgt Kopien der Zeugnisse nach Absatz 1 Satz 1 sowie die Un-
terlagen, die nicht zu den Ausbildungs- und Prifungsakten
gehoren, bei.

§21

Ausbildungs- und Priifungsakten

(1) 'Nach Ablauf des Jahres, in dem der Priiffungsdurchgang
stattfand, hat die Ausbildungsstitte die Ausbildungs- und
Priifungsakten fiinf Jahre lang aufzubewahren. *Danach soll
sie sie vernichten. *Ausgenommen sind Zeugniskopien nach
§ 20 Abs. 1 Satz 2 und Kopien der Bescheide tiber das Nicht-
bestehen nach § 20 Abs. 2; diese sind 30 Jahre lang aufzube-
wahren.

(2) "Der Priifling kann seine Ausbildungs- und Priifungsakte
innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe des Bestehens oder
Nichtbestehens der Priifung einsehen. *Es ist nicht zuléssig,
Ablichtungen zu fertigen.

§22

Gleichwertige Ausbildungen im Inland

(1) Eine vor Inkrafttreten dieser Verordnung nach den
Grundsétzen des 520-Stunden-Programms des Bund-Ldnder-
Ausschusses ,Rettungswesen vom 20. September 1977 in
Niedersachsen oder einem anderen Bundesland erfolgreich
abgeschlossene Rettungssanititerausbildung ist mit einer Aus-
bildung, die nach dieser Verordnung mit der Abschlusspriifung
abgeschlossen wurde, gleichwertig.

(2) Eine nach Inkrafttreten dieser Verordnung nach dem
Recht eines anderen Bundeslandes mit einer staatlichen Prii-
fung abgeschlossene Rettungssanititerausbildung ist mit einer
Ausbildung nach dieser Verordnung gleichwertig.

§23
Ubergangsvorschrift

Fir Ausbildungen, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung
begonnen wurden, ist die Verordnung tiber die Ausbildung
und Priifung fir Rettungssanitdterinnen und Rettungssanité-
ter vom 7. Dezember 1993 (Nds. GVBL. S. 591), gedndert durch
Verordnung vom 10. Dezember 2004 (Nds. GVBL. S. 586), wei-
terhin anzuwenden.

§24

Inkrafttreten

'Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2014 in Kraft.
*Gleichzeitig tritt die Verordnung tiber die Ausbildung und
Prifung fiir Rettungssanititerinnen und Rettungssanitéter
vom 7. Dezember 1993 (Nds. GVBL. S. 591), gedndert durch
Verordnung vom 10. Dezember 2004 (Nds. GVBI. S. 586), au-
fer Kraft.

Hannover, den 17. Dezember 2013

Niedersichsisches Ministerium
fiir Inneres und Sport

Pistorius

Minister
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Anlage 1
(zu § 3 Abs. 1 Satz 3)

Theoretische Ausbildung

— Ausbildungsziele

— Verteilung der Unterrichtseinheiten auf die Ausbildungs-
ziele

Ausbildungsziele Mindestzahl

der Unterrichtseinheiten

Die Ausbildung soll dazu befdhigen,

1. Maflnahmen auszuwihlen, durch-
zufiithren und zu dokumentieren 46

2. Notfallsituationen zu erkennen,
zu erfassen und zu bewerten 20

3. in Notfallsituationen lebens-
rettende und lebenserhaltende
Mafinahmen durchzufiihren 46

4. bei Diagnostik und Therapie
mitzuwirken 20

5. betroffene Personen
zu unterstiitzen 10

6. in Gruppen und Teams
zusammenzuarbeiten 10

7. Tatigkeiten in Notfallrettung und
qualifiziertem Krankentransport
auszuiiben 4

8. Qualitdtsstandards im Rettungs-
dienst zu sichern 4

insgesamt 160

Anlage 2
(zu § 4 Abs. 1 Sitze 1 und 5 und Abs. 2 Satz 4)
Klinikpraktikum
1. Anforderungen an Ausbildungseinrichtungen

a) Die Klinikpraktika kénnen abgeleistet werden in Kranken-
hédusern der Grund- bis Maximalversorgung (Anasthesie,
Chirurgie, Innere Medizin) sowie in Notfallpraxen, Arzte-
hédusern und medizinischen Versorgungszentren mit einer
Andsthesie und einer Notaufnahme.

b) Es muss gewdhrleistet sein, dass die Auszubildenden wih-
rend des Praktikums die Ausbildungsziele erreichen kon-
nen.

¢) Fir die Auszubildenden miissen als Ansprechpersonen
zur Verfiigung stehen:

— eine Arztin oder ein Arzt sowie

— eine Gesundheits- und Krankenpflegerin oder ein Ge-
sundheits- und Krankenpfleger.

Die ausbildenden Personen miissen mit den Ausbildungs-
zielen und Ausbildungsinhalten vertraut sein.

d) Es muss eine fiir die Durchfithrung der Ausbildung verant-
wortliche Person benannt sein.

2. Verteilung der Praktikumsstunden

Es sollen

— 40 Stunden in einer Pflegestation,

— 40 Stunden in einem Notaufnahmebereich,

— 40 Stunden in einem Operationsbereich — Anésthesie so-
wie

— 40 Stunden in einer Intensiv- oder Wachstation

abgeleistet werden.

Ist in der Ausbildungseinrichtung eine Pflegestation nicht
vorhanden, so konnen bis zu 40 Stunden der Ausbildung zu
Pflege und Betreuung in einem Pflege-, Alten- oder Reha-Zen-
trum abgeleistet werden.

Es konnen andere Fachabteilungen in das Praktikum einbe-
zogen werden, insbesondere

— Gynékologie und Geburtshilfe,
— Kinderabteilung sowie
— weitere ortlich notwendige oder wichtige Abteilungen.

3. Ausbildungsziele
Die Ausbildung soll dazu befdhigen,

a) die Grundziige der klinischen Abldufe sowie die allgemei-
nen Grundlagen der Hygiene und Dokumentation zu be-
herrschen,

b) mit den Patientinnen und Patienten eine Vertrauens-
grundlage fiir die Betreuung herzustellen,

c) sich einen Uberblick iiber den Zustand der Patientinnen
und Patienten zu verschaffen,

d) den Patientenzustand zu bewerten und dabei die Grenzen
der eigenen Kompetenz zu erkennen,

e) die in die eigene Kompetenz fallenden notwendigen Maf}-
nahmen abzuleiten und durchzufiihren,

f) bei weiterfithrenden Mafinahmen zu assistieren und

g) die moglichen Alternativen zur Atemwegssicherung anzu-
wenden.

Anlage 3
(zu § 5 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Satz 4)

Rettungswachenpraktikum
1. Anforderungen an Ausbildungseinrichtungen
a) Das Rettungswachenpraktikum kann in Rettungswachen
abgeleistet werden, die nach § 7 des Rettungsassistenten-
gesetzes zur Annahme von Praktikantinnen und Prakti-
kanten erméchtigt sind.

Es muss gewdhrleistet sein, dass die Auszubildenden wéh-
rend des Praktikums die Ausbildungsziele erreichen kon-
nen.

Die praktische Anleitung und Unterweisung in der Ret-
tungswache obliegt einer Lehrrettungsassistentin oder ei-
nem Lehrrettungsassistenten, die oder der regelmifig an
Fortbildungen, auch in Bezug auf die Ausbildungsfunkti-
on, teilnimmt.

b) Das Rettungswachenpraktikum kann auch in einer Ret-
tungswache abgeleistet werden, die nach § 4 Abs. 1 Nr. 2
der Verordnung iiber die Ausbildung und Priifung fiir Ret-
tungssanitaterinnen und Rettungssanitdter vom 7. Dezem-
ber 1993 (Nds. GVBL. S. 591), gedndert durch Verordnung
vom 10. Dezember 2004 (Nds. GVBI. S. 586), ausgebildet
hat.

2. Ausbildungsziele
Die Ausbildung soll dazu befdhigen,

a) die Grundziige der rettungsdienstlichen Abldufe und die
allgemeinen Grundlagen der Hygiene und Dokumentation
zu beherrschen,

b) mit den Patientinnen und Patienten eine Vertrauens-
grundlage fiir die Betreuung herzustellen,

c) sich einen Uberblick iiber den Zustand der Patientinnen
und Patienten zu verschaffen,

d) den Patientenzustand zu bewerten und dabei die Grenzen
der eigenen Kompetenz zu erkennen,

e) eigenverantwortlich Krankentransporte durchzufiihren,

f) die in die eigene Kompetenz fallenden notwendigen Maf}-
nahmen abzuleiten und durchzufiihren,

g) bei weiterfithrenden Mafinahmen zu assistieren und

h) ausgewihlte Mafinahmen nach Anweisung unter Aufsicht
durchzufithren.
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Anlage 4
(zu§ 7 Abs. 1 Satz 1)

Voraussetzungen fiir die staatliche Anerkennung
von Ausbildungsstitten fiir Rettungssanititerinnen
und Rettungssanititer

1. Die Ausbildungsstitte muss gewéhrleisten, dass den Aus-
zubildenden alle Kenntnisse und Fertigkeiten vermittelt wer-
den, die zur Erreichung der Ausbildungsziele erforderlich
sind, und dass sie innerhalb des Unterrichts in ausreichen-
dem Maf} die Moglichkeit haben, das Erlernte in Trainingsse-
quenzen zu tben und zu festigen.

2. Die Ausbildungsstdtte muss eine hauptberufliche Leitung,
eine drztliche Leitung und in ausreichender Zahl hauptberuf-
liche Lehrkréfte haben. Sie sind namentlich zu benennen.

2.1 Die hauptberufliche Leitung muss von einer Person
wahrgenommen werden, die

a) mindestens fiinf Jahre lang regelméflig im Rettungs-
dienst tatig gewesen ist, davon mindestens 2 000 Stun-
den tiberwiegend in der Notfallrettung, und eine pada-
gogische Aus-, Fort- oder Weiterbildung im Umfang
von mindestens 400 Stunden abgeleistet hat,

b) zum Fithren der Berufsbezeichnung ,Rettungsassis-
tentin“ oder ,Rettungsassistent” berechtigt ist und

aa) ein Hochschulstudium mit padagogischem Schwer-
punkt abgeschlossen hat oder

bb) zwei Jahre lang als hauptberufliche Lehrkraft an
einer Schule oder Lehranstalt titig gewesen ist
und eine padagogische Fort- oder Weiterbildung
im Umfang von mindestens 400 abgeleisteten
Stunden hat

oder

c) ein Hochschulstudium der Medizinpddagogik oder
ein anderes Hochschulstudium als Diplom-Gesund-
heitslehrerin oder Diplom-Gesundheitslehrer abge-
schlossen hat.

Auflerdem dirfen Tatsachen, die die Unzuverldssigkeit
der hauptberuflichen Leitung begriinden, nicht vorlie-
gen.

2.2 Die érztliche Leitung muss von einer approbierten Arztin
oder einem approbierten Arzt wahrgenommen werden,
die oder der berechtigt ist, eine Zusatzbezeichnung auf
dem Gebiet der Notfallmedizin zu fithren, oder einen
Fachkundenachweis fiir den Rettungsdienst besitzt. Die
arztliche Leitung kann auch mehreren Personen iibertra-
gen werden.

2.3 Die hauptberuflichen Lehrkrifte miissen fachlich und
padagogisch qualifiziert sein. Die hauptberuflichen Lehr-
krifte, die fiir den Rettungsdienst zustdndig sind, miissen

a) zum Fihren der Berufsbezeichnung ,Rettungsassis-
tentin“ oder ,,Rettungsassistent” berechtigt sein,

b) mindestens zwei Jahre lang hauptberuflich als Ret-
tungsassistentin oder Rettungsassistent im Rettungs-
dienst tatig gewesen sein,

c) sich in einer Fortbildung im Umfang von mindestens
120 Stunden zur Lehrrettungsassistentin oder zum
Lehrrettungsassistenten qualifiziert haben und

d) eine fachbezogene Weiterbildung zur Lehrkraft im
Umfang von mindestens 80 Stunden abgeleistet ha-
ben.

3. Die Ausbildungsstitte muss verfiigen tiber

a) Unterrichtsrdume, die den géngigen pddagogischen Stan-
dards entsprechen, Raume fiir Gruppenarbeit und Aufent-
haltsraume in ausreichendem Umfang,

b) zeitgeméBe Trainingsmodelle und Ubungsphantome fiir
praktische Demonstrationen und Ubungen in ausreichen-
der Zahl,

c) eine notfallmedizinische Ausstattung, die dem Stand der
Technik entspricht,

d) audiovisuelle Medien und Anschauungsmodelle zu allen
fachlich relevanten Themen,

e) eine Bibliothek, die mit Fachliteratur zu den fachlich rele-
vanten Themen ausgestattet ist, regelméfliig einschldgige
Fachzeitschriften bezieht und den Lehrkriften und Auszu-
bildenden zur Verfiigung steht und

f) tber Arbeitsplétze in ausreichender Zahl fiir die Auszubil-
denden zum individuellen Lernen.

4. Es muss eine Kooperation mit mindestens einer Ausbil-
dungseinrichtung fir Rettungssanitdterinnen und Rettungssa-
nitater im Klinikpraktikum und mindestens einer Ausbildungs-
einrichtung fiir Rettungssanitdterinnen und Rettungssanita-
ter im Rettungswachenpraktikum mit einer ausreichenden
Zahl an Praktikumsplétzen fir die Praktika bestehen.

5. Die Ausbildungsstdtte muss tiber ein Finanzierungskon-
zept verfiigen, aus dem hervorgeht, dass die Kontinuitat des
Ausbildungsbetriebes sichergestellt ist.
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Anlage 5
(zu § 9 Abs. 2 Nr. 3)

Arztliche Bescheinigung

(Vornamen) (Nachname)

8EDOTEN QMM ...eeeiviiiieiiceieee e 8 PPN (Geburtsort, -staat),

WORTIRATE I11 1t b ettt et h et s he e s bt s bt e bt s a s e bt e e et b e e et b e e se e s bt e bt eh e e bt bt e bt e e b et ean s ,

(Strafle mit Hausnummer, Ort mit Postleitzahl)

wurde am .......ccoeceeceenienenne von mir mit dem Ergebnis untersucht, dass sie/er in korperlicher und gesundheitlicher Hinsicht geeig-

net ist, als Rettungssanitéterin/Rettungssanitater tétig zu werden.

(Name und Anschrift der Arztpraxis)

(Name der untersuchenden Arztin oder des untersuchenden Arztes)

(Ort, Datum)

(Unterschrift der untersuchenden Arztin oder des untersuchenden Arztes) (Stempel der Arztpraxis)
Anlage 6

(zu § 9 Abs. 2 Nr. 4)
Erkliarung iiber strafrechtliche Verfahren

Hiermit erklédre ich,

(Vornamen) (Nachname)
8EDOTEN Q1M ..o 11 o PSPPSRI (Geburtsort, -staat),
ATrC0Y s oY T: 1 4 45 8 s AUUUUTUUU TR O TR O PO PR TP PR PP P PPPOPPPPPPPPPPPRPPIRY ,

(Strafle mit Hausnummer, Ort mit Postleitzahl)

O dass ich nicht rechtskriftig wegen einer Straftat verurteilt worden bin und gegen mich weder ein gerichtliches Strafverfahren
noch ein staatsanwaltschaftliches Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts einer Straftat anhédngig ist,

O dass ich rechtskraftig wegen folgender Straftat verurteilt worden bin:

(Unterschrift)
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Anlage 7
(zu § 10 Abs. 1 Satz 1)

Ausbildungsnachweisheft
fir Rettungssanitaterinnen und
Rettungssanitater

(Name, Vornamen)



Nachname:

Nds. GVBL. Nr. 1/2014, ausgegeben am 16. 1. 2014

Personalien

der oder des Auszubildenden

Vornamen:

Geburtsdatum:

Geburtsort, -staat:

Anschrift:

(StraBe mit Hausnummer, Ort mit Postleitzahl)

11
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Nachwelis Uber die theoretische Ausbildung

Nachname: Vornamen: geb. am
Ausbildungszeiten
Unterrichts-
am Ausbildungsthemen einheiten a Unterschrift der Lehrkraft
45 Minuten
Fehlzeiten
Unterrichts-
am/von ... bis einheiten a Grund, soweit bekannt Unterschrift der Lehrkraft
45 Minuten
Beurteilung
Die Ausbildungsziele der theoretischen Ausbildung wurden Unterschrift der Lehrkraft
a erreicht. a nicht erreicht.
Vermerke:
(Ort, Datum) (Unterschrift sowie Vor- und Nachname in Druckbuchstaben

der Leiterin oder des Leiters der Ausbildungsstatte)

12
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Nachweis Uber das Klinikpraktikum

Nachname: Vornamen: geb. am
Name und Adresse der Ausbildungsstatte:
Zeitliche Einzelnachweise

Ausbildungsbereiche am/von ... bis Unterschrift

der ausbildenden Person

____Stunden
Operationsbereich oder Anésthesie

____Stunden
Notaufnahmebereich

____Stunden
Intensiv- oder Wachstation

____Stunden
Pflegestation

Stunden
Stunden
Fehlzeiten
: . Unterschrift
am/von ... bis Stunden Grund, soweit bekannt der ausbildenden Person
(Ort, Datum) (Unterschrift sowie Vor- und Nachname in Druckbuchstaben der fiir die

Durchfthrung der Ausbildung verantwortlichen Person an der
Ausbildungseinrichtung)

13
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Nachweis Uber das
Rettungswachenpraktikum

Nachname: Vornamen: geb. am

Name und Adresse der Rettungswache:

Zeitliche Nachweise

Unterschrift der anleitenden und

Tatigkeit am/von .... bis Aufsicht fiihrenden Person

____ Stunden
Notfallrettung

____ Stunden

Krankentransport

Es wird bestatigt, dass die oder der Auszubildende die in der Verordnung Uber die Ausbildung
und Prifung far Rettungssanitaterinnen und Rettungssanitater vorgegebenen Tatigkeiten tGben
konnte und an mindestens 20 Einsatzen in der Notfallrettung mitgewirkt hat.

Fehlzeiten

_ . Unterschrift der anleitenden
am/von ... bis Stunden Grund, soweit bekannt und Aufsicht fiihrenden

Person
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Einsatzbericht im Rahmen des
Rettungswachenpraktikums

Nachname: Vornamen: geb. am

Einsatz am: Einsatznummer:

1 Notfallrettung 1 Krankentransport

Einsatzmeldung

Vorgefundene Situation am Einsatzort und Befund Uber die Patientin oder den Patienten

Verdachtsdiagnose (eigene oder der Notarztin oder des Notarztes)

Organisatorische und medizinische MaBnahmen bis zum Eintreffen der Notérztin oder des

Notarztes

— Angaben, die Riickschliisse auf die Patientin oder den Patienten zulassen, sind zu
unterlassen. —
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Organisatorische und medizinische MaBnahmen zusammen mit der Notarztin oder dem

Notarzt

Erlauterung der Vorgange im menschlichen Kérper, die zu der Erkrankung oder dem Unfall
gefuhrt haben, und der Gefahren, die sich fir die Patientin oder den Patienten daraus
ergeben

— Angaben, die Riickschliisse auf die Patientin oder den Patienten zulassen, sind zu
unterlassen. —

Unterschrift der/des Auszubildenden Uberpriift:
Rettungsassistentin/Rettungsassistent/
Rettungssanitaterin/Rettungssanitater
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Nachweis Uber den Abschlusslehrgang

Nachname: Vornamen: geb. am
Abschlusslehrgang
Unterrichts-
von ... bis Ausbildungsthemen einheiten a Unterschrift der Lehrkraft
45 Minuten

Beurteilung

Die Ausbildungsziele des Abschlusslehrgangs wurden

Unterschrift der Lehrkraft

(| erreicht. Q nicht erreicht.
Fehlzeiten
Unterrichts-
am/von ... bis einheiten a Grund, soweit bekannt Unterschrift der Lehrkraft
45 Minuten
(Ort, Datum) (Unterschrift sowie Vor- und Nachname in Druckbuchstaben der

Leiterin oder des Leiters der Ausbildungsstatte)
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Anlage 8
(zu § 14 Abs. 1 Nr. 3)

Erklirung zur Abschlusspriifung

Hiermit erklare ich,

(Vornamen) (Nachname)
8EDOTEN MM ..o IIL e —— (Geburtsort, -staat),
WORTINATE I11 oo ettt ettt e et e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e aeaaa e e e aannnnn—__a—_———————————————— s

(Strale mit Hausnummer, Ort mit Postleitzahl)

dass ich mich nicht bereits an einer anderen Ausbildungsstitte fiir Rettungssanitdterinnen und Rettungssanitéter zu einer Ab-
schlusspriifung angemeldet habe und dass ich die Priifung nicht bereits erfolglos versucht oder erfolglos wiederholt habe.

(Unterschrift)
Anlage 9
(zu § 20 Abs. 1 Satz 1)
Zeugnis
iiber die staatliche Abschlusspriifung fiir
Rettungssanitaterinnen und Rettungssanititer
(Vornamen) (Nachname)
8EDOTEN MM ..o IEd et —— (Geburtsort, -staat),
WORTINATE I11 oo ettt ettt e et e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e e aeaaa e e e aannnnn—__a—_———————————————— s
(Strafle mit Hausnummer, Ort mit Postleitzahl)
hat am ...c.ccoovevvvvineeenne, IN e vor der Priifungskommission des Niedersdchsischen Ministeriums fiir Inneres und

Sport die staatliche Abschlusspriifung fiir Rettungssanitédterinnen und Rettungssanitéter nach der Verordnung iiber die Ausbildung
und Priifung fiir Rettungssanitdterinnen und Rettungssanitdter vom . Dezember 2013 (Nds. GVBL. S. ), die den Empfehlungen
des Ausschusses ,Rettungswesen” vom 16./17. September 2008 fiir die Ausbildung von Rettungssanitidterinnen und Rettungssani-
tdtern entspricht,

mit der Gesamtnote ................ (cerrrreeeree e, )

bestanden.

Es wurden folgende Priifungsnoten erzielt:

1. Schriftlicher Teil der Prifung:.........ccoceerieriieniieiieerieerie et [ceenn]
2. Fachpraktischer Teil der Prifung:.......c.cccoceevienieiiniiniiencicnceeeceseee e [oeee]
3. Mindlicher Teil der Prifung: ......cccccoovueerieiiienieeie et [cennre]

(Unterschrift der oder des Vorsitzenden der Priiffungskommission) (Dienstsiegel der Ausbildungsbehorde)

18



Nds. GVBL. Nr. 1/2014, ausgegeben am 16. 1. 2014

; Verordnung
zur Anderung der Allgemeinen Gebiihrenordnung

Vom 10. Januar 2014

Aufgrund des § 3 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 5 Satz 1 und des § 13
Abs. 2, jeweils auch in Verbindung mit § 14 Abs. 2, des Nie-
dersdchsischen Verwaltungskostengesetzes in der Fassung
vom 25. April 2007 (Nds. GVBL. S. 172), zuletzt gedndert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 31. Oktober 2013 (Nds. GVBL. S. 254),
wird im Einvernehmen mit dem Ministerium fiir Inneres und
Sport, dem Ministerium fir Erndhrung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz und dem Ministerium fiir Wirtschaft, Ar-
beit und Verkehr verordnet:

Artikel 1

Die Anlage (Kostentarif) der Allgemeinen Gebiihrenord-
nung vom 5. Juni 1997 (Nds. GVBL. S. 171; 1998 S. 501), zu-
letzt gedndert durch Verordnung vom 28. November 2013
(Nds. GVBL. S. 272), wird wie folgt gedndert:

1. Tarifnummer 20 erhélt folgende Fassung:

20
20.1
20.1.1
20.1.1.1
20.1.1.2

20.1.1.3

20.1.1.4

20.1.2

20.1.2.1
20.1.2.2
20.1.2.3

20.1.2.4

20.1.2.5

20.2

20.2.1

Totalisatoren, Buchmacherinnen, Buchmacher
Rennwett- und Lotteriegesetz

Totalisatoren

Erteilung einer Erlaubnis nach § 1 Abs. 1
Ablehnung einer Erlaubnis nach § 1 Abs. 1

Riicknahme oder Widerruf einer Erlaubnis nach § 1 Abs. 1

Aufsichtliche Mafinahme nach Erteilung einer Erlaubnis nach § 1 Abs. 1, wenn die
Mafinahme

— eine behordliche Anordnung zur Folge hat,

— eine Beanstandung zur Folge hat, deren Mafigaben Grundlage fiir eine behordliche
Anordnung sein kénnen, oder

— der Erftllung einer behordlichen Auflage oder Anordnung dient

Buchmacherinnen, Buchmacher

Erteilung einer Erlaubnis nach § 2 Abs. 1
Anderung einer Erlaubnis nach § 2 Abs. 1
Ablehnung einer Erlaubnis nach § 2 Abs. 1

Riicknahme oder Widerruf einer Erlaubnis nach § 2 Abs. 1

Aufsichtliche Mafinahme nach Erteilung einer Erlaubnis nach § 2 Abs. 1, wenn die
Mafinahme

— eine behordliche Anordnung zur Folge hat,

— eine Beanstandung zur Folge hat, deren Mafigaben Grundlage fiir eine behordliche
Anordnung sein kénnen, oder

— der Erftllung einer behordlichen Auflage oder Anordnung dient

Ausfithrungsbestimmungen zum Rennwett- und Lotteriegesetz in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 611-14-1, verdffentlichten bereinigten Fassung,
zuletzt geindert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Juni 2012 (BGBI. I S. 1424)

Gestattung der Unterhaltung einer zusitzlichen Wettannahmestelle fir ein Totali-
satorunternehmen nach § 5 Satz 2

80 bis 700
nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 50
und héchstens 700
nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 80
und héchstens 700

nach Zeitaufwand, jedoch

mindestens 80
und héchstens 700
350 bis 2500
175 bis 2500

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 100
und hochstens 2 500

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 100
und hochstens 2 500

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 100
und héchstens 2 500

100 bis 700
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20

20.2.2
20.2.3

»97
57.1

57.1.1

57.1.1.1

57.1.1.1.1
57.1.1.1.1.1

57.1.1.1.1.2

57.1.1.1.1.3

57.1.1.1.1.4

57.1.1.1.2
57.1.1.1.2.1

57.1.1.1.2.2

57.1.1.1.3

57.1.1.1.4

57.1.1.2

57.1.1.2.1

57.1.1.2.2
57.1.1.2.2.1

57.1.1.2.2.2
57.1.1.2.3

57.1.1.2.4

57.1.1.3
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Zusitzliche Erlaubnis fiir eine einzelne Rennveranstaltung nach § 6 Abs. 2 Satz 2

Ausstellen einer Urkunde nach § 7 fiir eine Buchmacherin, einen Buchmacher, eine
Buchmachergehilfin oder einen Buchmachergehilfen

. Tarifnummer 57 erhélt folgende Fassung:

Gliicksspiel

Gliicksspielstaatsvertrag (GliiStV), Niedersichsisches Gliicksspielgesetz (NGliSpG)
und Niedersichsische Gliicksspielverordnung (NGliiSpVO)

Erlaubnisse

Erlaubnis zur Veranstaltung oder Durchfiihrung von Gliicksspielen (§ 4 Abs. 1 und 5
GliStV, § 3 Abs. 1 NGluSpG)

Erteilung einer Erlaubnis

fiir Gliicksspiele, deren jihrliches Spielkapital insgesamt nicht mehr als 500 000 Euro
betrégt, je angefangenes Erlaubnisjahr

far Glicksspiele, deren jdhrliches Spielkapital insgesamt mehr als 500 000 Euro,
aber nicht mehr als 50 Millionen Euro betrégt, je angefangenes Erlaubnisjahr

fiir Gliicksspiele, deren jahrliches Spielkapital insgesamt mehr als 50 Millionen Euro,
aber nicht mehr als 125 Millionen Euro betrégt, je angefangenes Erlaubnisjahr

fir Glucksspiele, deren jahrliches Spielkapital insgesamt mehr als 125 Millionen Euro
betréagt, je angefangenes Erlaubnisjahr

Anderung einer Erlaubnis

bei Erh6hung des Spielkapitals

im Ubrigen

Ablehnung einer Erlaubnis

Riicknahme oder Widerruf einer Erlaubnis

Erlaubnis zur Veranstaltung oder Durchfiithrung einer Lotterie mit geringerem Ge-
fadhrdungspotential im Sinne des Dritten Abschnitts des Gliicksspielstaatsvertrages
(§ 4 Abs. 1 und 5 GliiStV, § 3 Abs. 1 NGliSpG)

Erteilung einer Erlaubnis je angefangenes Erlaubnisjahr

Anderung einer Erlaubnis

bei Erh6hung des Spielkapitals je angefangenes Erlaubnisjahr

im Ubrigen

Ablehnung einer Erlaubnis

Riicknahme oder Widerruf einer Erlaubnis

Erlaubnis zur Veranstaltung oder Durchfithrung einer Sonderauslosung, einer Zusatz-
lotterie oder einer Zusatzausspielung (§ 4 Abs. 1 und 5 GluStV, § 3 Abs. 1 NGluSpG),
wenn die Erlaubnis gesondert erteilt wird

100 bis 2500

110 bis 210°.

0,2 v. H. des jahrlichen
Spielkapitals, jedoch

mindestens 500

0,085 v. H. des jihrlichen
Spielkapitals, jedoch
mindestens
und hochstens

2 000
25 000

0,07 v. H. des jahrlichen
Spielkapitals, jedoch
héchstens 50 000

0,06 v. H. des jahrlichen
Spielkapitals, jedoch
hochstens 150 000

wie Nummer 57.1.1.1
bezogen auf den
Erhohungsbetrag

500 bis 10 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 500
und hochstens 15 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 500
und hochstens 15 000

0,1 v. H. des jahrlichen
Spielkapitals, jedoch

mindestens 250

0,1 v. H. des Erthohungs-
betrages, jedoch

mindestens 250

50 bis 5000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 50
und hochstens 5 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 250
und hochstens 5 000



57.1.1.3.1

57.1.1.3.2
57.1.1.3.2.1

57.1.1.3.2.2
57.1.1.3.3

57.1.1.3.4

57.1.1.4

57.1.1.4.1
57.1.1.4.2
57.1.1.4.3

57.1.1.4.4

57.1.1.5

57.1.1.5.1
57.1.1.5.2
57.1.1.5.3

57.1.1.5.4

57.1.1.6

57.1.1.6.1
57.1.1.6.2
57.1.1.6.3

57.1.1.6.4

57.1.1.7

57.1.1.7.1
57.1.1.7.2
57.1.1.7.3
57.1.1.7.4
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Erteilung einer Erlaubnis je angefangenes Erlaubnisjahr

Anderung einer Erlaubnis

bei Erh6hung des Wertes der ausgelobten Gewinne je angefangenes Erlaubnisjahr

im Ubrigen

Ablehnung einer Erlaubnis

Riicknahme oder Widerruf einer Erlaubnis

AnmerkungenzudenNrn. 57.1.1.1 bis 57.1.1.3:

a) Das Spielkapital ist die Summe der Einsétze oder der Gesamtverkaufspreis der
zur Ausgabe vorgesehenen Lose ohne die Bearbeitungsgebiihren und andere Ent-
gelte, die fir die Annahme eines Spielvertrags zu entrichten sind. Werden die
Lose in mehr als einem Jahr ausgegeben, so gilt der Ausgabezeitraum als ein Jahr.

b) Wird die Erlaubnis fir mehrere aufeinanderfolgende Jahre erteilt, so erméfigt
sich die Gebtihr fiir jedes Folgejahr auf ein Drittel.

Erlaubnis fiir die anderweitige wirtschaftliche Betidtigung oder die Griindung eines
Tochterunternehmens (§ 3 Abs. 3 Satz 1 NGliSpG)

Erteilung einer Erlaubnis
Anderung einer Erlaubnis

Ablehnung einer Erlaubnis

Riicknahme oder Widerruf einer Erlaubnis

Grunderlaubnis zur Vermittlung von Gliicksspielen durch gewerbliche Spielvermitt-
lung (§ 19 Abs. 2 GluStV, § 3 Abs. 4 NGliSpG)

Erteilung einer Grunderlaubnis, je Bundesland
Anderung einer Grunderlaubnis

Ablehnung einer Grunderlaubnis

Riicknahme oder Widerruf einer Grunderlaubnis

Erlaubnis zur Vermittlung von Gliicksspielen durch Annahmestellen, Verkaufsstellen
der ,,GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Lander“, Geschéftsstellen der gewerblichen
Spielvermittlung oder Wettvermittlungsstellen (§ 3 Abs. 4 NGliSpG)

Erteilung einer Erlaubnis
Anderung einer Erlaubnis

Ablehnung einer Erlaubnis

Riicknahme oder Widerruf einer Erlaubnis

Erlaubnis fir eine Spielhalle nach § 24 GlaStV
Erteilung einer Erlaubnis

Anderung einer Erlaubnis

Ablehnung einer Erlaubnis

Riicknahme oder Widerruf einer Erlaubnis

0,1 v. H. des Wertes
der ausgelobten Gewinne,
jedoch

mindestens 250

0,1 v. H. des Erth6hungs-
betrages, jedoch

mindestens 1000

250 bis 10 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 500
und hochstens 10 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 500
und héchstens 10 000

250 bis 10 000
100 bis 10 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 250
und hochstens 15 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 250
und hochstens 15 000

1 000 bis 100 000
500 bis 100 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 500
und héchstens 15 000

nach Zeitaufwand, jedoch

mindestens 500
und hochstens 15 000
150 bis 2500

75bis 2500

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 150
und héchstens 2500

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 150
und hochstens 2500

4 000 bis 20 000
500 bis 10 000
500 bis 10 000

500 bis 10 000
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57.1.1.8
57.1.1.8.1
57.1.1.8.1.1
57.1.1.8.1.2

57.1.1.8.2

57.1.1.8.3

57.1.2

57.1.3

57.1.3.1
57.1.3.2
57.1.3.3

57.1.3.4

57.1.3.5

57.1.4
57.1.4.1

57.1.4.2

57.1.4.3

57.1.5
57.1.5.1

57.1.5.2

57.1.5.3

57.1.5.4
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Nachtrégliche Beschrankungen und Auflagen
Erteilung einer nachtréaglichen Beschrankung oder Auflage
bei Spielhallen

im Ubrigen

Anderung einer nachtréglich erteilten Beschridnkung oder Auflage

Riicknahme oder Widerruf einer nachtraglich erteilten Beschrdnkung oder Auflage

Aufsichtliche Mafinahme nach Erteilung einer Erlaubnis, wenn die Mafinahme
— eine behordliche Anordnung zur Folge hat,

— eine Beanstandung zur Folge hat, deren Mafigaben Grundlage fiir eine behordliche
Anordnung sein konnen, oder

— der Erftllung einer behordlichen Auflage oder Anordnung dient

Zuteilung einer Anzahl von Wettvermittlungsstellen an Sportwettanbieter (§ 8 Abs. 3
Satz 1 NGIuSpG, § 3 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 4 NGIliSpVO)

Zuteilung
Anderung einer Zuteilung

Ablehnung einer Zuteilung von Wettvermittlungsstellen

Riicknahme oder Widerruf einer Zuteilung von Wettvermittlungsstellen

Aufsichtliche Mafinahme nach einer Zuteilung, wenn die Mafinahme
— eine behordliche Anordnung zur Folge hat,

— eine Beanstandung zur Folge hat, deren Maf3gaben Grundlage fiir eine behordliche
Anordnung sein konnen, oder

— der Erftllung einer behordlichen Auflage oder Anordnung dient

Spielbedingungen

Zustimmung zur Anderung einer Spielbedingung oder mehrerer Spielbedingungen
(§ 4 Abs. 8 Satz 3 NGliSpG)

Versagung der Zustimmung zur Anderung einer Spielbedingung oder mehrerer Spiel-
bedingungen (§ 4 Abs. 8 Satz 3 NGliSpG)

Riicknahme oder Widerruf einer Zustimmung

Allgemein erlaubte Veranstaltungen (§ 11 NGlaSpG)
Erteilung einer Auflage (§ 12 Abs. 1 NGluSpG)

Anderung einer Auflage

Riicknahme oder Widerruf einer Auflage

Untersagung (§ 12 Abs. 2 NGluSpG)

500 bis 10 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 125
und hochstens 5 000

nach Zeitaufwand, jedoch

mindestens 125
und hochstens 5 000
nach Zeitaufwand,jedoch

mindestens 125
und hochstens 5 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 100
und hochstens 5 000

5 000 bis 100 000
2500 bis 100 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 500
und hochstens 15 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 500
und hochstens 15 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 100
und hochstens 5 000

250 bis 10 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 250
und hochstens 10 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 250
und hochstens 10 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 75
und hochstens 5 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 75
und hochstens 5 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 75
und hochstens 5 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 250
und hochstens 5 000



57.1.6

57.1.7

57.1.7.1

57.1.7.2

57.1.7.3

57.1.7.4

57.1.7.5

57.1.7.6

57.2.1

57.2.2

57.2.3

57.2.4

57.2.5
57.2.6

57.2.7

57.2.8

57.2.9

57.2.10

Nds. GVBL. Nr. 1/2014, ausgegeben am 16. 1. 2014

Riickforderung zweckwidrig verwendeter Finanzmittel (§ 15 Abs. 2, § 16 Abs. 3,§ 17
Abs. 3, § 18 Abs. 5, § 19 Abs. 4 oder § 20 Abs. 4 NGliSpG)

Sonstige Mafinahmen

Untersagung der Veranstaltung oder Vermittlung unerlaubter offentlicher Gliicks-
spiele (§ 22 Abs. 4 Satz 2 NGliSpG)

Untersagung der Werbung fir unerlaubte 6ffentliche Gliicksspiele (§ 22 Abs. 4 Satz 2
NGliiSpG)

Prifung der Erfullung der Vorgaben des Anhangs ,Richtlinien zur Vermeidung und
Bekdmpfung von Gliicksspielsucht” zum Gliicksspielstaatsvertrag (§ 6 Satz 2 GliStV,
§ 22 Abs. 1 Satz 1 NGliSpG)

Untersagung der unerlaubten Vermittlung von 6ffentlichen Gliicksspielen (§ 22 Abs. 2
Satz 1 NGliSpG)

Untersagung der Mitwirkung an Zahlungen (§ 22 Abs. 2 Satz 1 NGluSpG, § 9 Abs. 1
Satz 3 Nr. 4, auch in Verbindung mit § 9 a Abs. 2 Satz 2 GlaStV)

Sonstige Mafinahme der Gliicksspielaufsicht (§ 22 Abs. 2 NGliSpG)

Geldwischegesetz
Mafinahmen zur Bekimpfung der Geldwiische bei Gliicksspielen im Internet

Bestimmung der risikoangemessenen Anwendung interner Sicherungsmafinahmen
nach § 9 Abs. 5 Satz 2

Bestimmung, von der Bestellung eines Geldwéschebeauftragten absehen zu kénnen,
nach § 9 Abs. 5 Satz 3

Bestimmung von Kriterien nach § 9 a Abs. 3 Satz 5, bei deren Vorliegen vom Einsatz
von Datenverarbeitungssystemen nach § 9 a Abs. 3 Satz 1 abgesehen werden kann

Zustimmung zur Durchfiihrung von internen Sicherungsmafinahmen sowie von Akti-
vitdten und Prozessen durch Dritte nach § 9 a Abs. 5 Satz 1

Anordnung nach § 9 a Abs. 6 Satz 1
Verwarnung nach § 16 Abs. 1 Satz 5

Untersagung nach § 16 Abs. 1 Satz 5

Mafinahme oder Anordnung nach § 16 Abs. 1 Satz 2

Priifung der Einhaltung der Anforderungen nach dem Geldwéschegesetz nach § 16
Abs. 3 Satz 2

Bestimmung der vollstdndigen oder teilweisen Nichtanwendung der §§ 9 a bis 9 ¢
nach § 16 Abs. 7

Anmerkungzuden Nummern 57.2.4 und 57.2.10:

Die Gebiihr wird neben der Gebiihr fiir die Erteilung von Erlaubnissen nach Nr. 57.1.1
erhoben, auch wenn die Zustimmung oder Bestimmung zusammen mit der Erlaub-
nis erfolgt.

AnmerkungzuNr. 57:

Ist die Gebiihr nach Zeitaufwand zu bemessen, so ist der nach § 1 Abs. 4 Satz 5 dieser
Verordnung zu berechnende Zeitaufwand je angefangene Stunde zugrunde zu legen.”

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 150
und hochstens 2 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 250
und hochstens 15 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 250
und hochstens 15 000

100 bis 1 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 250
und héchstens 15 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 1000
und héchstens 500 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 100

und hochstens 500 000
100 bis 3 000
100 bis 5 000
100 bis 5 000
100 bis 5 000
100 bis 5 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 125
und hochstens 7 500

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 250
und héchstens 15 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 100
und héchstens 10 000

nach Zeitaufwand, jedoch
mindestens 100
und héchstens 10 000

100 bis 10 000
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3. In Tarifnummer 80 wird bei Nummer 80.1.1 in der Spalte ,,Gebiihr/Euro” die Zahl ,,6 000“ durch die Zahl ,,6 600 ersetzt.
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4. In Tarifnummer 100 werden nach Nummer 100.1.2.14 die folgenden Nummern 100.1.2.15 und 100.1.2.16 eingefiigt:

24

,100.1.2.15

100.1.2.15.1
100.1.2.15.2

100.1.2.16
100.1.2.16.1
100.1.2.16.2

Befriedung von Grundfldchen aus ethischen Griinden (§ 6 a Abs. 1, auch in Verbin-
dung mit Abs. 5, BJagdG)

auf Grund eines Erstantrags 1 000 bis

auf Grund eines weiteren Antrags derselben Person fiir eine Grundfldche im gleichen

Jagdbezirk 500 bis

Ablehnung der Befriedung von Grundfldchen aus ethischen Griinden

mit Anhorung Dritter 1 000 bis

ohne Anhorung Dritter 150 bis
Artikel 2

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkiindung
in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt Artikel 1 Nr. 2 mit Wir-
kung vom 1. Juli 2012 in Kraft.

Hannover, den 10. Januar 2014
Niedersichsisches Finanzministerium
Schneider

Minister

2000

1000

2000
1000,
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) Verordnung
zur Anderung der Verordnung iiber die Zuordnung
der ortlichen Triger der Sozialhilfe zu Quotenklassen

Vom 11. Januar 2014

Aufgrund des § 14 Abs. 2 des Niedersédchsischen Gesetzes
zur Ausfihrung des Zwolften Buchs des Sozialgesetzbuchs
vom 16. Dezember 2004 (Nds. GVBL. S. 644), zuletzt gedndert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Dezember 2013 (Nds.
GVBL. S. 284), wird verordnet:

Artikel 1

Dem § 1 der Verordnung tiber die Zuordnung der ortlichen
Tréager der Sozialhilfe zu Quotenklassen vom 19. September
2006 (Nds. GVBI. S. 451), zuletzt gedndert durch Verordnung
vom 13. November 2012 (Nds. GVBL. S. 454), wird der folgende
Absatz 9 angeflgt:

,»(9) Den Quotenklassen werden ab 1. Januar 2014 zugeord-
net:

1. der Quotenklasse 4: der Landkreis Gifthorn,

2. der Quotenklasse 5: die Landkreise Cuxhaven, Grafschaft
Bentheim, Heidekreis und Osterholz,

3. der Quotenklasse 6: die Landkreise Ammerland, Aurich,
Cloppenburg, Friesland, Helmstedt, Holzminden, Northeim,
Osterode am Harz, Rotenburg (Wiimme), Stade, Uelzen,
Vechta, Wesermarsch und Wolfenbiittel,

4. der Quotenklasse 7: die Stadte Salzgitter, Wilhelmshaven
und Wolfsburg sowie die Landkreise Celle, Goslar, Leer,
Liichow-Dannenberg, Lineburg, Nienburg (Weser) und
Wittmund,

5. der Quotenklasse 8: die Stddte Braunschweig und Emden
sowie die Landkreise Hameln-Pyrmont und Peine,

6. der Quotenklasse 9: die Stddte Delmenhorst, Oldenburg
(Oldenburg) und Osnabriick sowie der Landkreis Gottingen,

7. der Quotenklasse 10: die Region Hannover.”

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkiindung in
Kraft.

Hannover, den 11. Januar 2014

Niedersichsisches Ministerium
fiir Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit
und Integration

Rundt

Ministerin

Herausgegeben von der Niedersédchsischen Staatskanzlei

Verlag: Schliitersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Bockler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover, Telefon 0511 8550-0,
Telefax 0511 8550-2400. Druck: Gutenberg Beuys Feindruckerei GmbH, Langenhagen. Erscheint nach Bedarf. Laufender Bezug und Einzelstiicke
konnen durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 56,30 € (einschlieflich 3,68 € Mehrwertsteuer und einschliefilich 9,20 € Portokosten-
anteil). Bezugskiindigung kann nur 10 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je angefangene 8 Seiten 1,05 €. ISSN 0341-3497.
Abonnementservice Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405

Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 4,20 € einschlieflich Mehrwertsteuer zuziiglich Versandkosten

25






AAAAA



Lieferbar ab April 2013

Einbanddecke inklusive CD

Fiinf Jahrginge
handlich
auf einer CD!

ichsisches Jahrgange 2008 bis 2012:

l'ialblatt ® Nds. Ministerialblatt

: ® Nds. Gesetz- und
' Niedersichsisches 012 Verordnungsblatt
esetz- und ‘_zerordnungsblatt i Die optimale Archivierung
2012 p— i’ .
ergdnzend zur Einbanddecke.

> -
T S

— Niedersachsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 2012
inklusive CD und Umschlagmappe nur € 31,— gl versandkosten

— Einbanddecke Niedersiachsisches Ministerialblatt 2012
inklusive CD nur € 21,— zzgl. Versandkosten

Gleich bestellen: Telefax 0511 8550-2405 [EagllijrclsYagl
Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG



	Inhalt GVBl. Nr. 1 vom 16. Januar 2014
	Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für Rettungssanitäterinnen und Rettungssanitäter (APVO-RettSan)
	Verordnung zur Änderung der Allgemeinen Gebührenordnung
	Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Zuordnung der örtlichen Träger der Sozialhilfe zu Quotenklassen




